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Von Martin Wechsler

Nicht nur zur Ergänzung der AHV-
Rente wird die berufliche Vorsorge
immer notwendiger. Auch ihre Be-

deutung als Kostenfaktor nimmt laufend
zu. Vor allem in kleinen und mittleren
Unternehmen: Jeder KMU-Arbeitgeber
wendet durchschnittlich 12,1 Prozent sei-

ner Lohnsumme für die berufliche Vor-
sorge auf. Und auch für die Versicherten
selber ist der Prämienanteil in den meis-
ten Fällen gewachsen. 

Umso lohnender ist deshalb ein gründ-
licher Pensionskassencheck. Denn in der
Wahl der optimalen BVG-Lösung liegt er-
hebliches Sparpotenzial. Dieser BILANZ-
Report bietet einen Vorsorge-Check-up in

zweifacher Hinsicht: Im ersten Teil erfah-
ren Sie, ob Ihre Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter richtig versichert sind und wie Sie
deren Pensionskassenleistungen verbes-
sern können. Der zweite Teil zeigt, worauf
Sie bei der Beurteilung und der Auswahl
des Vorsorgeträgers achten sollten und
was für oder gegen die eigene Pensions-
kasse spricht.
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Die Pensionskasse 
im Vorsorgecheck
Die meisten Pensionskassen stehen wieder etwas besser da, aber für 
die Versicherten werden vor allem die Risikoprämien immer teurer. Die 
Personalvorsorge zu überprüfen, lohnt sich deshalb speziell für KMU.
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Teil 1 – Vorsorgeplan
Darauf müssen Sie bei der Gestaltung der
Vorsorgepläne für Ihre Mitarbeiter achten,
wenn Sie die Leistungen für Ihr Personal
optimieren wollen: 

1. Doppelte Vorsorgelücke für höhere
Löhne vermeiden
Im obligatorischen Teil des BVG sind die
Leistungshöhe und die zu zahlenden Bei-
träge begrenzt. Das versicherte Lohnmaxi-
mum liegt bei 77 400 Franken pro Jahr.

Dieselbe Obergrenze gilt auch für die AHV.
Daraus resultiert für den Lohnbereich über
77 400 Franken eine doppelte Vorsorgelü-
cke. Denn weder die AHV noch das obliga-
torische BVG erbringen hier Leistungen.
Es ist also im Grunde wichtiger, die Löhne
über dem BVG-Maximum gut zu versi-
chern. Bis zur Obergrenze sind sie zumin-
dest durch die AHV abgedeckt, doch für
Beträge, die darüber hinausgehen, geht
man ohne zusätzliche Versicherung kom-
plett leer aus.  

2. Leistungen mit der Unfall-
versicherung koordinieren 
Die obligatorische Unfallversicherung er-
bringt gemäss Unfallversicherungsgesetz
(UVG) bei Todes- oder Invaliditätsfällen
komfortable Leistungen. Auch hier gibt es
aber ein Lohnmaximum (106 800 Fran-
ken). Bei höheren Jahreslöhnen sind in
den meisten KMU keine Unfallzusatzleis-
tungen versichert oder allenfalls nur
durch niedrige Kapitalversicherungen. Es
ist deshalb sinnvoll, für Löhne über dem
UVG-Maximum neben Krankheiten zu-
sätzlich auch Unfälle in der Pensions-
kasse zu versichern. Die Prämien für die
Todesfall- und Invaliditätsleistungen stei-
gen durch die Integration des Unfallrisi-
kos auf den höheren Lohnbestandteilen
nur bescheiden. 

3. Risikoleistungen für Tod und 
Invalidität höher versichern
Wird ein Versicherter mit einem Jahres-
einkommen von 80 000 Franken invalid,
erhält er als BVG-Minimalleistung eine
Invalidenrente von 18 500 Franken. Dazu
kommt noch die angenommene maximale
AHV-Invalidenrente von 25 800 Franken,
insgesamt also 44 300 Franken. Bezieht

man sein Renteneinkommen von gut
44 000 Franken im Invaliditätsfall auf sei-
nen früheren Lohn von 80 000 Franken,
so resultiert daraus ein so genannter Vor-
sorgegrad von 55 Prozent. Je nach Familien-
situation erhält man zusätzliche Leistun-
gen für Ehepartner und Kinder. Die Pensi-
onskassen- und AHV-Beiträge entfallen
dann, und so verbessert sich das Nettoein-
kommen etwas. Dennoch erlauben es
diese Leistungen keineswegs, den Lebens-
standard weiterzuführen. Dies gilt auch
im Todesfall, wo die BVG-Witwenrente
rund 11 000 Franken beträgt.

Deshalb empfiehlt es sich, die Invaliden-
rente bei 40 Prozent des AHV-Lohnes und
die Hinterlassenenrenten bei 24 Prozent
des AHV-Lohnes festzusetzen. Mit einer
Erhöhung der Invalidenrente auf 40 Pro-
zent steigt im vorherigen Beispiel der Vor-
sorgegrad von 55 auf 72 Prozent. Höhere
Risikoleistungen bei Tod und Invalidität
sind vor allem wieder für Einkommensteile
über 77 400 Franken wichtig, weil die AHV-
Rente wie erwähnt nach oben limitiert ist
und die berufliche Vorsorge dann den ge-
samten Vorsorgeschutz trägt.

Werden die Invalidenleistungen erhöht,
muss ganz besonders auf die Kosten ge-
achtet werden. Denn die Invaliditätsversi-
cherung macht 85 bis 90 Prozent der Ge-
samtprämie bei der Risikoversicherung aus.
In Branchen mit generell schlechten Scha-
denverläufen sind in den letzten Jahren
die Prämien für die Invaliditätsversicherun-
gen massiv gestiegen. In Extremfällen sind
für KMU die Risikoprämien gleich hoch
wie die Sparprämien. Dies, obwohl immer
noch rund 95 Prozent aller Versicherten
die Altersleistung erreichen und nur 5 Pro-

zent invalid werden. Auch bei Firmen mit
herkömmlichen Schadenverläufen betra-
gen die Risikoprämien heute meist ein Drit-
tel des gesamten Aufwandes für die beruf-
liche Vorsorge.

Viele KMU reduzieren deshalb die Vor-
sorgeleistungen bei Tod und Invalidität
wieder auf das BVG-Minimum. Die einge-
sparten Kosten erhalten die Versicherten
in Form höherer Löhne, um damit selbst
für einen ausreichenden Schutz bei Tod
und Invalidität zu sorgen. Ein ausreichen-
der Vorsorgeschutz bleibt so in der Eigen-
verantwortung des Versicherten.

4. Konkubinatsrenten mitversichern 
Wegen der geänderten Gesellschaftsstruk-
turen ist auch die Konkubinatsrente heute
ein Muss für jede fortschrittliche Vorsor-
gelösung. KMU sollten deshalb darauf
achten, dass die Konkubinatsrente bei den
Leistungen im Todesfall eingeschlossen
und diese kostenlos ist. Denn die klassi-
schen Leistungen im Todesfall sinken,
weil immer weniger Paare verheiratet sind
und die Lebenserwartung laufend steigt.
Die Konkubinatsrente ist also ohnedies
längst finanziert. Zudem tritt das Gesetz
über die eingetragenen Partnerschaften
voraussichtlich 2007 in Kraft. Dies be-
dingt dann für eingetragene gleichge-
schlechtliche Partnerschaften obligato-
risch den gleichen Schutz wie für Ehe-
paare. Spätestens dann sollten auch
Konkubinatspartner einander im Rahmen
der beruflichen Vorsorge ausreichend ab-
sichern können. 

Speziell beachten muss man bei der
Ausgestaltung der Konkubinatslösung die
Regelung für Rentner. Sie sollten zumin-
dest für Konkubinatsverhältnisse, die be-

reits bei Pensionierung bestanden haben,
eine Konkubinatsrente auslösen können.
Die meisten Versicherungen schliessen
Konkubinatsrenten für bestehende Rent-
nerkategorien aus.

5. Mehr Sparen 
Das Sprichwort «Spare in der Zeit, so hast
du in der Not» gilt angesichts der relativ
sinkenden AHV-Leistungen in der Alters-
vorsorge mehr denn je. Zudem leben wir
länger, deshalb sinken der Rentenumwand-
lungssatz und somit die Altersleistung in Ill
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Es ist wichtiger, die Löhne über
dem BVG-Maximum gut zu
versichern: Bis zu diesem sind
sie durch die AHV abgedeckt.

Konkubinatsrenten sind wegen
der heutigen Gesellschafts-
struktur ein Muss für jede
progressive Vorsorgelösung.
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Zukunft weiter ab. Kompensieren kann
man all diese Entwicklungen nur durch
vermehrtes Sparen. Und dafür eignet sich
die Pensionskasse perfekt, viel besser als
privates Sparen. Denn die Einzahlungen in
die berufliche Vorsorge sind steuerlich ab-
setzbar, Erträge und Vermögen sogar steu-
erfrei. Der Staat hilft sozusagen mit, dass
der «Sparbatzen» in der Pensionskasse stär-
ker steigt: Je besser man vorsorgt, umso
mehr Steuern spart man. 

Eine optimale Sparversicherung ist nicht

nur bei Löhnen über dem BVG-Maximum
von 77 400 Franken wichtig, sondern für
den gesamten BVG-Bereich. Zudem hat
sie positive Auswirkungen auf die mögli-
chen Einkäufe in die Pensionskasse: Denn
mit dem vorher vereinbarten Sparvolumen
steigt auch das Einkaufspotenzial, weil es
sich auf das Sparvolumen der Vergangen-
heit bezieht. 

Attraktiv sind nach wie vor Kaderpläne,
für die nunmehr die 1. BVG-Revision ge-
naue Kriterien festgelegt hat. Neu ist künf-
tig eine so genannte virtuelle Kollektivität
möglich. Das heisst, auch für Einzelperso-
nen, zum Beispiel den Geschäftsleiter, ist
eine eigene Vorsorgelösung möglich, so-
fern das Reglement die Aufnahme weiterer
Personen grundsätzlich vorsieht. 

Teil 2 – Vorsorgeträger
Die wichtigsten fünf Punkte bei einem Vor-
sorgeplan sind nun definiert. Bleibt die
Frage: Wer soll die Vorsorge führen?

Hier gibt es grundsätzlich zwei Fragen:
Wann lohnt sich eine eigene Pensions-
kasse, und wie erkennen Sie, welche Sam-
melstiftung für Ihr Unternehmen die
beste ist? 

6. Eigene Pensionskasse?
Für die eigene Pensionskasse sprechen vor-
nehmlich zwei Gründe: Man kann das Geld
selber anlegen und von der höheren Ren-
dite direkt profitieren. Man behält die Fä-
den selber in der Hand und ist nicht von
undurchsichtigen Abläufen abhängig, wie
dies bei manchen Sammelstiftungen in der
Vergangenheit oftmals der Fall war.

Die Gründung einer eigenen Pensions-
kasse ist je nach Lohnstruktur ab 100 bis
150 Versicherten wirtschaftlich sinnvoll. Bei

der Gründung entsteht auf technischer und
juristischer Ebene erheblicher Aufwand:
Die technische Verwaltung muss einge-
richtet werden, Revisionsstelle und Pensi-
onsversicherungsexperte sind zu bestel-
len. Zudem ist es wichtig, die rechtlichen
Voraussetzungen für die ordnungsgemässe
Führung der Pensionskasse sicherzustel-
len. Doch all diese Dienstleistungen – bis
hin zur kompletten Geschäftsführung –
können heute zu attraktiven Konditionen
extern abgewickelt werden. Selbst beste-
hende Pensionskassen entscheiden sich
immer öfter für das Outsourcing gewisser
Bereiche. Damit ist die Professionalität si-
chergestellt, und die Verantwortlichen kön-
nen sich auf die gesetzeskonforme Ab-
wicklung der Geschäfte verlassen. 

Vom einmaligen Gründungsaufwand
abgesehen, kostet die eigene Vorsorgelö-
sung meist nicht mehr als der Anschluss
an eine Sammelstiftung. 666 Franken pro
Person betrugen die durchschnittlichen
Verwaltungskosten der Lebensversicherun-
gen im Sammelstiftungsgeschäft im Jahr
2004. Trotz Kostensenkungsprogrammen
sind die Verwaltungskosten zwischen 2002
und 2004 sogar um 100 Franken pro Per-
son gestiegen. Der Ärger über hohe Kos-
ten der Versicherer könnte bei der Grün-
dung eigener Pensionskassen durchaus
eine Rolle spielen, wichtiger als die Kosten
ist aber wohl die hohe Verantwortung, die
gegenüber den eigenen Angestellten ent-
steht. Entwickelt sich das Guthaben der
Pensionskasse anders als erwartet, fällt
die «Schuld» eher auf das Unternehmen
zurück als beim Anschluss an eine Sam-
melstiftung, bei dem die Verantwortung
delegiert werden kann. Zudem benötigt
eine eigene Pensionskasse Ressourcen der
Firma.

7. Welche Sammelstiftung 
ist die richtige?
Unternehmen, die das nötige Volumen für
eine eigene Pensionskasse nicht haben
oder keine eigene führen möchten, schlies-
sen sich wie bereits 300 000 weitere KMU
einer Sammel- oder Gemeinschaftsstif-
tung an. Diese poolen die berufliche Vor-
sorge mehrerer Arbeitgeber und erreichen
so die erforderliche Mindestgrösse für den
Betrieb einer Pensionskasse.

Knapp 300 Sammel- und Gemein-
schaftsstiftungen gibt es in der Schweiz –
von branchenspezifischen Verbandslösun-
gen über unabhängige Anbieter bis hin zu
den grossen Sammelstiftungen der Versi-
cherungsgesellschaften. Die Qual der Wahl
ist gross und ein vollständiger Vergleich

Zweite Säule

563 Milliarden 

Quelle: BfS, 2002. © BILANZ-Grafik
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In der zweiten Säule ist nur rund je-
der Zweite versichert. Gut 3,3 Millio-
nen Personen zahlen derzeit Bei-

träge, 800 000 Leute beziehen von ihrer
Pensionskasse eine Rente. Die Zahl
der Aktiven hat sich trotz etwas tiefe-
ren Mindestlöhnen kaum verändert,
die Zahl der Rentner erhöht sich im
Verlauf der Jahre ganz natürlich. Ganz
anders die Entwicklung bei den Vor-
sorgeeinrichtungen. Lange vor dem
1985 eingeführten Obligatorium gab es
bei uns mehr als 15 580 Vorsorge-An-
bieter (1970). Laut den jüngsten Zahlen
des Bundes sind noch gut 8100 An-
bieter aktiv, sie verwalten ein Vermö-
gen von über 563 Milliarden (siehe Ta-
belle). Allein an dieser Zahl lässt sich
die Bedeutung der zweiten Säule für
das Land zeigen. Grösster Posten bei
den Anlagen sind immer noch Obliga-
tionen (siehe Grafik), der Aktienanteil
betrug 19 Prozent, und im Schnitt la-
gen die Anlagen beim Arbeitgeber bei
erstaunlich hohen 12,2 Prozent. Ent-
sprechend zahlen derzeit noch viel
mehr Angestellte ein, als die jüngsten
Angaben des Bundesamts für die
zweite Säule vermuten liessen. 

Je nach Lohnstruktur ist die
Gründung einer eigenen 
PK ab 100 bis 150 Versicherten
wirtschaftlich sinnvoll.

Anlagestruktur

Anzahl Vorsorgeeinrichtungen 8134

Aktive Versicherte 3,3 Mio.
Beiträge Versicherte 11,8 Mrd. Fr.
Beiträge Arbeitgeber 19,5 Mrd. Fr.

Anzahl Rentner 0,8 Mio.
Rentenzahlungen 18,2 Mrd. Fr.
Kapitalzahlungen 3,5 Mrd. Fr.

Kapital 563 Mrd. Fr.

Die Fakten
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über alle Anbieter schlichtweg nicht mach-
bar. Also was tun? Generell gelten die Pen-
sionskassen der Branchenverbände als vor-
teilhafte Lösungen. Denn sie richten ihre
Leistungen, Konditionen und Abläufe ge-
zielt an den Bedürfnissen der Mitgliedfir-
men aus. Zudem verbinden die Verbands-
pensionskassen die Abrechnung sehr oft
mit anderen Sozialversicherungsträgern,
wie AHV oder Familienausgleichskasse.
Das erleichtert den Arbeitgebern die 
Administration und ist allein schon des-
halb ein Vorteil. 

Was sind nun die wichtigsten Kriterien
für die Beurteilung einer Sammel- oder
Gemeinschaftsstiftung? Natürlich die
ganz individuellen Faktoren, welche die
Qualität der Zusammenarbeit ausma-
chen, wie Administrationsabläufe, Ser-
viceleistungen und Betreuung. Zudem
muss das vorhandene Angebot an Vorsor-
geplänen den Bedürfnissen des Unter-
nehmens und seiner Versicherten ent-
sprechen. Beim Offertenvergleich sollte
man die Umwandlungssätze, die Verzin-
sung der Alterskapitalien sowie Höhe und
Zusammensetzung der Prämien einander
gegenüberstellen. Achtung: Einige Anbie-
ter operieren mit versteckten Zusatzkos-

ten, zum Beispiel in Form von einmaligen
Pauschalen oder Zusatzkosten für den Ar-
beitgeber. Damit man aber am Schluss
dennoch nicht «Äpfel mit Birnen ver-
gleicht», gibt es drei Hauptgruppen von
Differenzierungskriterien. Erst bei deren
detaillierter Betrachtung zeigt sich der
wahre Unterschied. Wichtig ist es insbe-
sondere, die Vermögensanlage, die Versi-
cherungstechnik und das Kleingedruckte
genauer zu betrachten.

8. Vermögensanlage
Bei den Kapitalanlagen tritt der grösste
Unterschied zwischen den einzelnen
Sammel- und Gemeinschaftsstiftungen
zu Tage. Während die Versicherungs-
gesellschaften wegen der Kapitalgarantie
mit niedrigen Aktienquoten von 5 bis ma-
ximal 10 Prozent operieren, liegt die Ak-
tienquote bei autonomen Sammelstiftun-
gen im Bereich von 20 bis 50 Prozent.
Diese autonomen Stiftungen müssen
dauernd eine 100-prozentige Deckung
vorweisen und können deshalb höhere

Aktienengagements eingehen. Aktien un-
terliegen natürlicherweise gewissen Wert-
schwankungen, dafür ist der Ertrag lang-
fristig auch höher. Die berufliche Vor-
sorge ist sehr langfristig ausgerichtet. Im
Normalfall bezahlen die Versicherten
während 40 Jahren Beiträge und beziehen
dann über 25 Jahre eine Rente. Wer nun
auf sehr hohe Aktienquoten und rasche
Ertragssteigerung setzt, vernachlässigt die
erforderlichen Sicherheitsaspekte. Denn
bevor Überschüsse ausbezahlt werden
können, müssen entsprechende Reserven
gebildet werden, um Schwankungen bei
den Aktien abzufedern. Fehlen diese
Wertschwankungsreserven, besteht die
Gefahr von Unterdeckungen beim Einbre-
chen der Börsenkurse. Trotz der Langfris-
tigkeit der Vorsorge ist es deshalb nicht
vernünftig, auf zu hohe Aktienquoten,
etwa von 50 Prozent der Gesamtanlagen,
zu setzen. 

Auf der anderen Seite steht die so ge-
nannte Kapitalgarantie der Lebensversiche-
rungsgesellschaften. Ein Nachteil für die
Versicherten ist hier nicht nur die tiefe Ak-
tienquote, sondern auch der enorme Kos-
tenaufwand für die erzielte Wirkung. Letzt-
lich sind ja nur fünf Prozent des gesamten
Vorsorgekapitals über eine Kapitalgaran-
tie abgesichert, und gleichzeitig erhalten
die Versicherten eine rund zehn Prozent
tiefere Rente. Zudem wandern gemäss Le-
gal Quote zehn Prozent des Anlageertra-
ges in die Kasse der Versicherungsgesell-
schaften. Nicht zuletzt deshalb dürfte die
Kapitalgarantie ein Auslaufmodell sein.
Alle neu gegründeten Sammelstiftungen
verzichten darauf. Selbst grosse traditio-
nelle Versicherungsgesellschaften, wie

zum Beispiel die «Zürich» oder die «Win-
terthur», lagern ihre Sammelstiftungen
aus und bieten dort keine klassischen 
Garantien mehr an.

Der Weg der Anlagevernunft liegt wie
so oft in der Mitte: Bei einem vernünftigen
Aktienengagement in der Grössenord-
nung von 25 Prozent der Gesamtanlagen
können die natürlichen Auf-und-ab-Be-

wegungen der Börse in einem langen An-
lagezeitraum problemlos ausgeglichen
werden. Zudem werden die erforderli-
chen Überschüsse für die Wertschwan-
kungsreserven relativ schnell gebildet. Die
Versicherten profitieren dann im Rahmen
der Überschussverteilungen von den hö-
heren Vermögenserträgen.

Wie viel vom Vermögensertrag dann
unter dem Strich übrig bleibt und tatsäch-
lich den angeschlossenen Unternehmen
und Versicherten zugute kommt, hängt
schliesslich stark von den Vermögensver-
waltungskosten ab. Sie reichen bei den
unterschiedlichen Anbietern von 0,2 bis
zu 2 Prozent des Vermögens. Und dann
muss man sehr genau hinterfragen, wie
die Erträge schliesslich verteilt werden.
Zuerst erfolgt natürlich die laufende obli-
gatorische Verzinsung der Altersgutha-
ben. Darüber hinaus muss gemäss gesetz-
lichen Bestimmungen eine Wertschwan-
kungsreserve geäufnet werden. Erst wenn
diese die erforderliche Höhe erreicht, dür-
fen die Überschüsse an die Versicherten
in Form von zusätzlicher Verzinsung ver-
teilt werden.

9. Versicherungstechnische 
Parameter
Noch komplizierter als die Aktivseite der
Anlagen ist die Passivseite, also die versi-
cherungstechnischen Parameter der Ver-
pflichtungen. Sie entscheiden letztlich
über die Höhe der Risikoprämie und der
Verwaltungskosten. Diese kann man in
Zukunft nur tief halten, wenn die Sam-
melstiftung eine entsprechende Risiko-
selektion betreibt. Die Unternehmen wer-
den dabei gemäss ihrem Schadenverlauf,
sprich den eingetretenen Todes- und In-
validitätsfällen, in Tarifklassen eingeteilt
und bezahlen so risikogerechte Prämien.
Günstige Risikoprämien erfordern in Zu-
kunft überdies ein aktives Fall-Manage-

PK von Branchenverbänden
sind vorteilhafte Lösungen.
Sie richten sich an den Bedürf-
nissen ihrer Mitglieder aus.

Trotz der Langfristigkeit der
Vorsorge ist es unvernünftig,
auf zu hohe Aktienquoten, von
50 Prozent etwa, zu setzen.



ment. Dabei werden potenzielle Invalidi-
tätsfälle durch die rechtzeitige Reintegra-
tion in den Arbeitsprozess vermieden. So
sinkt die Schadenquote, und die Risiko-
prämien bleiben tief. Davon sollten letzt-
lich alle profitieren.

Die Höhe der Verwaltungskosten hängt
künftig insbesondere von zwei Faktoren
ab: von einer möglichst hohen Standardi-
sierung der Abläufe, die den Aufwand ver-
ringert, und vom Einsatz des Internets,
der das Meldewesen für die Löhne verein-
facht. 

Bei der Höhe des technischen Zinssat-
zes zur Bilanzierung der Rentenverpflich-
tungen gilt Folgendes: Je tiefer dieser
Zinssatz ist, desto weniger Ertrag erfor-
dert die Finanzierung der Rentenver-
pflichtungen, und desto länger reichen
die bestehenden Rückstellungen für die
Renten. Ein tiefer technischer Zins ist also
ein Vorteil für KMU, weil der Aufwand für
die Finanzierung der Renten niedriger ist.
Zudem ist der Anbieterwechsel einfacher,
weil für die Mitgabe der Rentner hohe
Werte eingesetzt werden. Viele Sammel-
stiftungen weisen bei den laufenden 
Renten einen hohen Nachfinanzierungs-
bedarf aus. So beträgt der Nachreservie-
rungsbedarf bei laufenden Altersrenten
bei den Versicherungsgesellschaften rund
neun Prozent des Rentendeckungskapi-
tals. Solche «Altlasten» sind unvorteilhaft,
weil diese Lücken aus laufenden Zins-
überschüssen von den Aktiven gefüllt
werden müssen und damit die Zusatzver-
zinsung schrumpft.

10. Mögliche Fallstricke 
im Kleingedruckten
Ein Anschluss an eine Sammel- oder Ge-
meinschaftsstiftung erfolgt auf Basis des
so genannten Anschlussvertrages. Darin

lichten. Sehr oft hätten Zehntausende von
Franken Differenz eingeschossen werden
müssen. 

Zudem kann das Kleingedruckte der
Lebensversicherungen enthalten, dass bei
einer Kündigung innerhalb der ersten
fünf Jahre ein so genannter Zinsrisiko-
abzug erfolgt. Dieser wird auf Grund der
Zinsentwicklung auf den Kapitalien der

Aktiven vorgenommen und kann bis zu
acht Prozent des Kapitalwertes betragen.

Gerade weil der Haken oft im Klein-
gedruckten steckt, geht der Verantwortliche
im KMU lieber auf Nummer sicher und
zieht eine Fachperson für seine Pensions-
kassenfragen bei. Pensionsversicherungs-
experten, Versicherungstreuhänder oder
Broker bieten kompetente Unterstützung
und helfen damit, Zeit, Kosten und ver-
mutlich auch Nerven zu sparen. Ange-
sichts der grossen Beiträge für die zweite
Säule lohnt sich ein Vergleich in fast 
jedem Fall.
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Martin Wechsler,
Mitglied Expertenteam BILANZ, 
Büro für umfassende 
Pensionskassenberatung, Aesch BL, 
www.alters-vorsorge.ch

und in den dazugehörigen Reglementen
steht im Kleingedruckten vieles, was für
Laien nicht nachvollziehbar ist, aber sehr
wohl wirtschaftliche Konsequenzen ha-
ben kann. 

Für KMU von grosser Bedeutung ist,
wo die Wertschwankungsreserve angesie-
delt ist. Je nach Anbieter wird diese auf
Ebene des firmeneigenen Vorsorgewerkes
geführt oder im grossen Topf der gesam-
ten Stiftung. Von Vorteil ist klar die fir-
menbezogene Wertschwankungsreserve,
denn bei einem Wechsel der Sammelstif-
tung wird diese Reserve mitgegeben. An-
sonsten lässt man sie liegen und hat für
andere Versicherte die Reserven geäufnet.

Ebenso wichtig ist die Frage der Rent-
nermitgabe: Sehr viele KMU konnten in
der Vergangenheit nicht zu einem optima-
len Anbieter wechseln, weil die Bedingun-
gen für die Rentnerübernahme durch den
neuen Anbieter den Wechsel verunmög-

Angesichts der grossen 
Beiträge für die zweite Säule
lohnt sich ein Vergleich der
diversen Varianten allemal.

Automatik-Chronographenwerk, Basiskaliber Valjoux 7750. Gehäuse aus 18 Karat Rosé- und Weissgold oder
aus rostfreiem Edelstahl. Krone verschraubt. Gewölbtes, entspiegeltes Saphirglas schützt das Zifferblatt.
Boden aus entspiegeltem Saphirglas. Wasserdicht bis in 100 m Tiefe. Armband aus Alligator-Leder.
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